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Wem geht es um das Prestige? 
V U  verzögert die Koalitionsverhandlungen mit ihrer Taktik 

(G. M.) - Ein FBP-Verhandlungsmit-
glied habe am Rande der Koalitionsge
spräche, berichtet ein Anonymus im 
«Vaterland», die Erklärung abgegeben, 
dass es der EBP um das Prestige gehe. 
Allerdings erwähnt der anonym geblie
bene Berichterstatter weder den Namen 
des Erklärenden noch den genauen Aus
spruch bzw. den Zusammenhang, in dem 
dieser Begriff gefallen sein soll. Damit 
liegt die Vermutung auf der Hand, dass 
es sich bei diesem «Prestige» etwa um 
den gleichen Sachverhalt handelt, wie 
bei der Konstruktion um das Zustande
kommen der Berichterstattung - siehe 
nebenstehender Beitrag - im VOLKS
BLATT. 

«Wenn, und dies zeigt die Geschichte, 
nicht mehr die Sache, sondern das Pre
stige und die persönliche Profilierung 
einzelner das Denken leiten», predigt 
der anonyme Schreiber im «Vaterland» 
mit Entrüstung, «ist leider allzu oft gros
ser Schaden entstanden». Auch hier al
lerdings fehlen die Beweise, obwohl sie 
in der Vergangenheit zweifellos vorhan
den sind. Wir denken hier in erster Linie 
an das Verhalten von Regierungschef 
Hans Brunhart bei der  Informationspo
litik in der  EWR-Angelegenheit, an sein 
Einstehen für die Auszahlung von Pen
sionskassengelder unter gesetzlich nicht 
ganz gedeckten Umständen an einen 
Staatsangestellten mit Wohnsitz im Aus
land und dessen Ehefrau, an das un
glückselige Taktieren des Regierungs
chefs in Sachen EWR-Abstimmung, bis 

es zum Konflikt mit Fürst Hans-Adam 
II. kam, an die Angelegenheit mit der  
Einführung der 5-Tage-Woche an den 
Schulen. Weitere Beispiele aus der Ver-, 
gangenheit könnten wir, falls der  «Vater-
land»-Anonymus dies wünscht, nachlie
fern. 

Die FBP-Verhandlungsdelegation hat 
den Beweis in den letzten elf Wochen er
bracht, dass sie nicht aus Prestigegrün
den handelte, sondern sich auf die neue 
Situation nach den Wahlen einstellte, die 
keiner Partei eine absolute Mehrheit 
brachte. Sie handelte als mandatsstärk
ste Partei aber auch aus der Verantwor
tung, dass möglichst rasch eine .stabile 
Regierung gebildet werden sollte. Als 
FBP-Präsident Dr. Hansjörg Marxer die
se Erklärung erstmals abgab, stand wohl 
noch ein grosser Teil der  Wählerinnen 
und Wähler unter dem Eindruck der  Be
schwörungen, insbesondere von seiten 
der VU-Wahlpropaganda, dass unser 
Land sich angesichts der  grossen aussen-
politischen Aufgaben keine Instabilität 
leisten könne. 

Offensichtlich sind diese Beschwörun
gen heute vergessen, die Verzögerungen 
durch die VU-Verhandlungsdelegation 
spielen nun keine Rolle mehr, die Prio
ritäten sind ohne Zweifel in Richtung 
VU, nicht in Richtung Staat gerichtet. 
«Hoffen wir, dass in unserem Land die 
besonnenen Kräfte wieder die Ober
hand bekommen», schrieb das «Vater
land». Wir hoffen, dass dies auch in der  
VU de r  Fall sein wird: 

Bedenklicher Rotationsvorschlag als «Kompromissangebot» 
(G. M.) - Der V U  ist offensichtlich in 

der jetzigen schwierigen Situation jedes 
Mittel recht, das vermeintlich ihre kom
promisslose Haltung; stützen sollte. Im 
Gegensatz zur Abmachung zwischen 
FBP- und VU-Koalitionsverhandlungs-
delegation, "den Koalitionsentwurf als 
Gesamtpaket zu betrachten, was auch 
VU-Präsident Oswald Kranz vor dem 
Landesvorstand unterstrich, brachte die 
VU nachträglich das Rotationsprinzip 
für Landtagspräsidiam und - neuerdings 
- für die Verwaltungsbeschwerdeinstanz 
(VBI) ins Spiel. 

Die VU-Verhandlungsdelegation hat
te zweifellos keinen leichten Stand im 
Verlaufe der bisherigen Verhandlungen, 
die sich schon über  11 Wochen dahinzie
hen. Den personellen Schwierigkeiten, 
ein designierter Regierungsrat, der  nach 
der Wahlniederlage zwischen die Stühle 
fiel und bald zwei jungen Quereinstei-
gern Platz machen musste, folgten die 
Forderungen der Parteibasis, welche die 
Latte nach dem Verlust von zwei Land
tagsmandaten zum Ausgleich recht hoch 
ansetzte. Dennoch könnte trotz dieser 
Schwierigkeiten erwartet werden, dass 
im Interesse des Landes nicht jeder 
Strohhalm als Rettungsanker ergriffen 
wird, der  letztlich nur zur Verzögerung 
beiträgt. 

Ein wenig nach verzweifelter Suche 
nach neuen Vorschlägen riecht der  neue
ste Vorschlag der VU, der  als Kompro-
miss dargestellt wird und folgenden 
Wortlaut nach «Vaterland» hat: «Zudem 

wurde von der VU- Delegation als Ent
gegenkommen ein Kompromissvor
schlag zur Rotationsfrage des Landtags
präsidenten eingebracht. Dieser besagt, 
dass neben der Rotation des Landtags
präsidenten auch der  Präsident der VBI 
während der Hälfte der Funktionspe
riode j e  von einer der  beiden Parteien 
besetzt werden kann.» 

Zuerst das Rotationsprinzip beim 
Landtagspräsidium, dann das Rotations
prinzip bei der VBI. Nun sollte die F B P  
einen Vorschlag unterstützen, der  den 
Bestimmungen der Verfassung entge
genläuft, also ein verfassungswidriges 
Ansinnen darstellt? In der Verfassung 
heisst es dazu: Die Verwaltungsbe
schwerdeinstanz «besteht aus einem 
vom Landesfürsten über  Vorschlag des 
Landtags ernannten rechtskundigen 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter 
sowie vier vom Landtag gewählten Re
kursrichtern mit ebensovielen Stellver
tretern. 

Der Vorsitzende und sein Stellvertre
ter müssen gebürtige Liechtensteiner 
sein. Ihre Amtsdauer fällt mit jener  des 
Landtags zusammen und endet mit ihrer 
Neubestellung.» 

Keine Rede in de r  Verfassung, dass 
der Vorsitzende der VBI jährlich oder 
nach halber Amtszeit ausgewechselt 
wird. A b e r  für die V U  scheint dieser 
Vorschlag dennoch ein «Kompromissan
gebot» zu sein, einfach über die Verfas
sung hinweg. 

von vier lateinamerikanischen Staaten 
Der Aussenminister von Uruguay, Dr. Sergio Abreu, zu Besuch in in unserem Land - Treffen mit Fürst Hans-Adam II. und Regierung 

(G. M.) - Nicht nur in Europa, son
dern auch in Lateinamerika befassen 
sich die einzelnen Staaten mit Integrati
onsfragen. Der Aussenminister von Uru
guay, Dr. Sergio Abreu, hielt sich am 
Montag zu einem kurzen Besuch in un
serem Land auf, wo er auf Schloss Vaduz 
von Fürst Hans-Adam II. sowie von der 
Regierung empfangen wurde. Ausser
dem hielt der Aussenminister im Hotel 
«Schlüssle» am Abend einen Vortrag 
über den Stand der wirtschaftlichen und 
politischen Integration in Lateinameri
ka. 

Zwischen Liechtenstein und Uruguay 
bestanden bisher kaum Beziehungen. 
Doch in jüngster Zeit  haben sich die 
wirtschaftlichen Kontakte über verschie
dene Firmen intensiviert. Ausserdem 
bahnen sich offenbar noch andere Kon
takte an, wofür der Besuch des Aussen-
ministers ein Zeichen darstellt. Wie ge
stern bekanntgegeben wurde, hat Dr.  
Werner Keicher die Funktion des Kon
suls von Uruguay in Liechtenstein über
nommen. Aufgrund seiner wirtschaftli
chen Beziehungen zu diesem lateiname
rikanischen Staat ist Dr. Keicher für die
ses A m t  ausersehen worden. E r  beglei-

Russland: Sieg für 
Boris Jelzin 

Moskau (spk/dpa) Das russische Volk 
hat  Präsident Boris Jelzin einen klaren 
Auftrag zur Fortsetzung seiner radikalen 
Reformen erteilt. Bei der  Volksabstim
mung am Sonntag sprach eine deutliche 
Mehrheit der  Wähler Jelzin das Vertrau
en aUs und billigte seine Wirtschaftspoli
tik, die der  Bevölkerung zahlreiche Op
fer abverlangt. 

Vorgezogene Neuwahlen der Volksab
geordneten, die in Opposition zu Jelzin 
stehen, scheiterten an der notwendigen 
Mehrheit der  Stimmberechtigten. Die  
Stimmenden stimmten auch gegen Neu
wahlen des Staatschefs. 

Jelzin äusserte sich zunächst nicht 
über seine weiteren Schritte im Macht
kampf mit dem Parlament. 
Mehr über die Abstimmungen in Russ
land a u f  Seite 10. 

tete Aussenminister Abreu auch bei sei
nem Aufenthalt in unserem Land. 

Mit dem Namen des Aussenministers 
verbindet sich auch das Integrationsge
schehen in Südamerika. A m  26. März 
1991 unterzeichneten die Staatspräsi
denten von Argentinien, Brasilien, Para
guay und Uruguay einen Vertrag, de r  die 
Schaffung eines Gemeinsamen Marktes 
«Mercosur» vorsieht. Schrittweise sollen 
bis Ende 1995 alle Zölle und anderen 
Handelshemmnisse zwischen diesen vier 
Staaten aufgehoben werden. Zielsetzung 
dieses Vertrages ist, obwohl gewisse 
Schwierigkeiten inzwischen aufgetaucht 
sind, die sich nach Aussenminister A b 
reu jedoch beseitigen lassen, die freie 
Zirkulation von Waren, Dienstleistun
gen und Produktionsfaktoren. Bereits 
haben auch andere lateinamerikanische 
Staaten sich um Beziehungen zum Mer
cosur bemüht, Bolivien stellte einen A n 
trag um Aufnahme. Die Mercosur-Sta-
ten ihrerseits wollen Beziehungen zu 
den Staaten des Andenpaktes sowie zur 
Nafta, der  Nordamerikanischen Freihan
delszone sowie zur Europäischen G e 
meinschaft und zu Japan herstellen. 

Der Aussenminister Üruguays, Dr. Sergio Abreu, hielt sich gestern zu einem Besuch 
in unserem Land auf. Vor seinem Vortrag vor dem Internationalen Liechtensteiner 
Presseclub (LPC) im-Hotel «Schlössle» in Vaduz traf er mit Fürst Hans-Adam II. auf 
Schloss Vaduz zusammen. Unser Bild zeigt den lateinamerikanischen Gast (rechts) 
im Gespräch mit Fürst Hans-Adam II. (Bild: Beat Schürte) 

Düsteres Bild der Weltwirtschaft 
Erholung für USA und Rezession für  Deutschland vorausgesagt 

Washington/Paris (AP) Ein trotz eini
ger Lichtblicke im ganzen düsteres Bild 
der Lage der Weltwirtschaft hat der 
Internationale Währungsfonds (IWF) 
gezeichnet. In seinem am Montag in 
Washington veröffentlichten Wirt-
schaftsbericht sieht der IWF für die 
USA zwar Anzeichen eines begrenzten 
Aufschwungs, sagt den beiden anderen 
Wirtschaftssupermächten Japan und 
Deutschland aber eine zumindest bis 
1994 anhaltende Rezession voraus. IWF-
Direktor Michel Camdessus begrüsste in 
einem Interview die Leitzinssenkungen 
in Deutschland und Frankreich, forderte 
jedoch möglichst bald weitere Reduzie
rungen um insgesamt zwei Prozentpunk
te. 

Ein hoher IWF-Vertreter bescheinigte 
bei der  Vorstellung der Prognose vor d e r '  

gemeinsamen Frühjahrstagung von IWF 
und Weltbank den Verantwortlichen in 
den USA, der Bundesrepublik und Ja
pans, bei der  Bekämpfung de r  Krise 
Schritte in die richtige Richtung einge
leitet zu haben. Camdessus sagte in ei
nem Interview der Pariser Tageszeitung 
«Les Echos», die Wirtschaft der  Bundes
republik könne über die Senkung des 
Lombardsatzes von neun auf  8,23 Pro
zent und des Diskontsatzes von 7,5 auf 
7,25 Prozent hinaus eine weitere schritt
weise Reduzierung der Leitzinsen ver
tragen. Die Reduzierung des Geldmen-
genwachstums, die moderaten Lohner
höhungen sowie die restriktive Haus-
haltspolitik rechtfertigten die Zinssen
kungen. Die Bundesbank riskiere mit 
dieser Politik keinen Gesichtsverlust, er
klärte Camdessus weiter. • 

Bautätigkeit sinkt 
immer tiefer 

Bern (spk) Die Bautätigkeit in der  
Schweiz hat  auch im ersten Quartal 1993 
weiter abgenommen. Dies beweisen die 
weiterhin rückläufigen Zementlieferun
gen, die im Vergleich mit dem Vorjahr 
um mehr als sieben Prozent oder  54000 
Tonnen au f  insgesamt 698000 Tonnen 
sanken. Seit 1989 ging damit der 
Zementverbrauch in der  Schweiz um 
22 Prozent zurück. 

Während sich sowohl in der  Deutsch
als auch in der West- und Südschweiz 
der Verbrauch ungefähr gleich ent
wickelte, sind in den einzelnen Kanto
nen grosse Unterschiede festzustellen, 
wie der Verein Schweizerischer Ze
ment-, Kalk- und Gips-Fabrikanten 
(VSZKGF) am Montag in seinem Quar
talsbericht schreibt. 

Information statt 
Unterstellungen 

Überraschung am Samstag im Für
stentum Liechtenstein bei der  Zei
tungslektüre: Während das VOLKS
BLATT in zwei Beiträgen auf der 
Frontseite über die ergebnislosen 
Koalitionsverhandlungen berichtete, 
konnten die Leserinnen und Leser 
im «Liechtensteiner Vaterland» kei
ne Zeile über die harte, kompromiss
lose und unverständliche Haltung 
der VU-Verhandlungsdelegation fin
den. An sich nichts Aussergewöhnli-
ches, wenn in einer Zeitung etwas 
steht, in der anderen Zeitung eben 
nichts - wenn nicht die nachfolgende 
Erklärung des «Liechtensteiner Va
terland» so dürftig, aber auch abso
lut wahrheitswidrig ausgefallen 
wäre. 

Das «Vaterland» reagierte auf die
se Situation in der gestrigen Ausgabe 
wie ein sich in der  Trotzphase befind
liches Kind und stellte folgende Be
hauptung auf, die jegljcher Wahrheit 
widerspricht: «Die Verhandlungs
runde vom letzten Freitag wurde von 
der FBP geschlossen mit der Aussa
ge, dass sie nicht bereit sei, weiter zu 
diskutieren und nicht bereit sei, ei
nen weiteren Verhandlungstermin zu 
vereinbaren. Dies war, wie sich aller
dings erst im nachhinein feststellte, 
verständlich. Denn die Frontseite 
des «VOLKSBLATT» war bereits 
konzipiert und mit der  negativen, 
der VU die Schuld in die Schuhe 
schiebenden Schlagzeile zum Druck 
bereit.» 
Diese Darstellung des «Vaterland» 
stimmt nicht, ist' frei erfänden; ent- • 
spricht absolut nicht den Tatsachen.' 
Interessant sind dabei zwei Dinge: 
• Erstens ist der «Vaterland»-Arti-
kel nicht mit einem Namen gezeich
net, sondern anonym in die Welt ge
setzt worden. 
• Zweitens hat der Autor dieses 
Beitrags es unterlassen, nachzufra
gen bei unserer Redaktion, ob diese 

•Darstellung zutrifft. Im Gegenteil, 
der Verfasser dieser wahrheitswidri
gen Darstellung hat, wohl um eine 
Erklärung entschuldigender Art in 
der Öffentlichkeit verbreiten zu kön
nen, auf die Verifizierung verzichtet. 
Wir hätten ihm gerne Auskunft ge
geben, wie die Frontseite am Sams
tag zustandegekommen ist. Damit 
ihm das peinliche Nachfragen nach 
der Verbreitung dieses Unsinns er
spart bleibt, wollen wir das an dieser 
Stelle kurz tun: 
• Wir haben bis kurz vor Mitter
nacht gewartet, bis wir mit den Mit
gliedern der FBP-Verhandlungsdele
gation sprechen konnten, um den 
Sachverhalt darstellen -zu können. 
Die beiden Beiträge stammen von 
Günther Meier und Martin From
melt - und sind auch wie üblich ge
zeichnet. 
• Die Richtigungstellung des «Va-
terland»-Beitrags gibt uns auch Ge
legenheit, uns bei den Mitarbeiterin
nen und Mitarbeitern der Druckerei 
Gutenberg und der  Zeitungsdrück 
AG herzlich zu bedanken, dass sie 
mehrere Stunden Wartezeit iif Kauf 
genommen haben, bis sie endlich mit 
dem Satz und dem Druck der Zei
tung beginnen konnten. 

Wir haben also nicht, wie das «Va
terland» in infamer Weise und alle 
journalistischen und journalistisch
ethischen Grundsätze (wie sie vom 
«Vaterland» immer wieder beschwo
ren werden) über den Haufen wer
fenden Art schreibt, die beiden 
Beiträge schon vorher fabriziert, 
sondern unsere Leserinnen und Le
ser Uber das Geschehene informiert. 
Dabei hoffen wir, dass das «Vater
land» seine Darstellung zurück^ 
nimmt und wahrheitsgemäss 
schreibt, dass nicht nachgefragt, son
dern einfach etwas gedichtet wurde. 

(Günther Meier) 
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